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Mittheilungen aus der Praxis. 


Beurtheilung einer von der Gemeindevertretung beſchloſſenen 

Neſolution, mit welcher das Bedauern der Gemeindevertretung 

über den Vorgang des Bezirksſchulrathes bei der Beſetzung einer 
Lehrerſtelle in der betreffenden Gemeinde ausgedrückt wird. 

Zur Beſetzung einer erledigten Oberlehrerſtelle an der Mädchen⸗ 
volksſchule in S. hatte die Gemeinde S. ternatim: 1. Johann M., 
2. Ernſt U., 3. Alois W. vorgeſchlagen und der dortige Ortsſchulrath 
erſtattete hierüber nachſtehenden Ternavorſchlag: 1. Johann M., 2. Joſeph 
T., 3. Ernſt U. 

Der Bezirksſchulrath in S. ernannte am 20. Mai 1886 den im 
Vorſchlage der Gemeinde nicht aufgenommenen Joſeph T. an die be⸗ 
zeichnete Stelle, welche Ernennung am 24. desſelben Monates vom 
Landesſchulrathe in B. beſtätigt wurde. 

Joſeph T. iſt, wie die Gemeinde S. behauptet, von allen im 
Laufe der Vorſchlagserſtattung in Betracht genommenen Candidaten der 
Einzige, der nicht Buͤrgerſchul⸗ ſoudern nur Volksſchullehrer iſt und der 
ſomit von allen übrigen Candidaten au Vorbildung und Qualification 
zum Oberlehrer überragt wird. Auch ſollen bei derartigen Beſetzungen 
die Anträge der Gemeinde ſchon wiederholt ignorirt worden ſein. 

Die Gemeindevertretung faßte deshalb, nachdem fie den Gegen— 
ſtand bereits am 22. und 27. Mai vertraulich berathen hatte, in ihrer 
ebenfalls vertraulichen Sitzung vom 18. Juni 1886 nicht nur den Be⸗ 
ſchluß, gegen die nach ihrer Ueberzeugung dem Wohle der Schule nicht 
entſprechende Beſetzung den Recurs an das Unterrichtsminiſterium zu 
ergreifen, ſondern nahm auch einhellig die nachſtehende Reſolution an: 
„Die Gemeindevertretung der Stadt S. drückt über den die Beſetzung 
der an der hieſigen Mädchenvolksſchule erledigten Oberlehrerſtelle be⸗ 


treffenden Beſchluß des k. k. Bezirksſchulrathes in S., da derſelbe den 
von der Gemeindevertretung gemachten Beſetzungsvorſchlag in keiner 
Weiſe berückſichtigte, ihr lebhaftes Bedauern aus.“ Dieſe Reſolution er- 
ſchien im S.’er Volksblatte vom 19. Inni 1886 unter der Rubrik der 
Localnachrichten. 

Daraufhin unterſagte der Bezirkshauptmann nach Einſichtnahme 
in die Gemeindeſitzungs⸗Protokolle mit dem Beſcheide vom 22. Juni 
1886 im Grunde des 8 103 G. O. die Vollziehung des bezeichneten 
Beſchluſſes, beziehungsweiſe ſetzte die Reſolution als unzuläſſig außer 
Kraft, „weil mit derſelben die Gemeindevertretung den dem Bezirks⸗ 
ſchulrathe geſetzlich zuſtehenden Präſentationsact in den Kreis ihrer Be⸗ 
rathung, Prüfung und abfälligen Beurtheilung gezogen hat, wozu die— 
ſelbe nach dem ihr verfaſſungsmäßig zugewieſenen Wirkungskreiſe und 
ihrer Stellung im Staatsorganismus nicht berechtigt erſcheint, indem 
eine bezügliche Amtshandlung lediglich der vorgeſetzten Behörde zuſteht, 
und die Gemeinde ſich eine ſolche Emanation auch nicht vom Stand- 
punkte des Grundrechtes der freien Meinungsäußerung herausnehmen 
könne, da dieſes Recht laut Art. 13 des Staatsgrundgeſetzes über die 
allgemeinen Rechte der Staatsbürger nur innerhalb der geſetzlichen 
Schranken gewährleiſtet iſt, ferner weil die Reſolution geeignet erſcheint, 
das Anſehen und die Würde des Bezirksſchulrathes als einer k. k. Be⸗ 
hörde herabzuſetzen, indem durch die in der Tagespreſſe erfolgte Ver⸗ 
öffentlichung leicht die Meinung platzgreifen kann, daß der Bezirksſchul 
rath in dieſer amtlichen Angelegenheit nicht geſetzlich vorgegangen fer.“ 
Gleichzeitig wurde augeordnet, dieſe Siſtirung nach eingetretener Rechts- 
kraft in das Sitzungsprotokoll aufzunehmen und im Ser Volksblatte 
zu veröffentlichen. 

Ju dem gegen dieſen Erlaß von der Gemeindevertretung an die 
Statthalterei ergriffenen Recurſe wurde ausgeführt: Die Gemeinde 
habe durch ihre Reſolution keineswegs ihren Wirkungskreis über⸗ 
ſchritten, indem ſie ſich weder in die übrigens ſchon vollendete Amts⸗ 
haudlung einer Behörde eingemengt, noch auch letztere einer objectiven 
Beurtheilung unterworfen, noch viel weniger eines ungeſetzlichen Vor— 
ganges beſchuldigt habe. Sie habe lediglich in Ausübung des nach Art. 13 
des Staatsgrundgeſetzes über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger 
Jedermann zustehenden Rechtes ihre ſubjective Meinung, und zwar 
innerhalb der geſetzlichen Schranken ausgeſprochen, nachdem das Geſetz 
ſelbſt die Gemeinde vielfach zur Mitwirkung in Schulangelegenheiten 
heranzieht und nicht zu läugnen iſt, daß die Gemeinde ſelbſt das größte 
Jutereſſe an der Entwicklung der Schule, von welcher das Wohl und 
Wehe ganzer Generationen abhängt, habe. 

Nebenbei bemerkte die Gemeinde, daß die Veröffentlichung des 
Beſchluſſes nicht amtlich, ſondern nur vom Standpunkte der Localchronik 
erfolgte; ſie erklärte ferner, den Auftrag zur Publication der Siſtirung 
in der Zeitung als durchaus ungeſetzlich und bat um Aufhebung des 
Beſcheides. 

ö Die Statthalterei gab unterm 31. Juli 1886, Z. 21.189, dieſem 
Reecurſe keine Folge und beſtätigte die angefochtene Entſcheidung aus 


deren Gründen, bis auf jenen im Geſetze nicht begründeten Zuſatz, dem⸗ 
gemäß die Veröffeutlichung der Siſtirung im Ser Volksblatte zu er- 
folgen habe. 

In Folge Miniſterialrecurſes der Gemeinde hat das k. k. Mini⸗ 
ſterium des Junern am 6. October 1886 zur Zahl 15.850 diesfalls 
nachſtehende Entſcheidung gefällt: 


„Das Miniſterium des Junern findet dem Recurſe der Gemeinde 


S. gegen die Entſcheidung der Statthalterei vom 31. Juli 1886, 
3. 21.189, womit unter Beſtätigung des Beſcheides der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft in S. vom 22. Juni 1886, 3. 6659, die von der 
Gemeindevertretung von S. am 18. Juni 1886 gefaßte Reſolution, 
wodurch über die Beſetzung einer Oberlehrerſtelle an der Mädchen- 
volksſchule in S. das Bedauern ausgedrückt wird, im Grunde des § 103 
G. O. als unzuläſſig außer Kraft geſetzt wurde, Folge zu geben und 
die angefochtenen Entſcheidungen zu beheben, weil, indem die Gemeinde— 
vertretung mittelſt des in Frage ſtehenden Beſchluſſes ihrem Bedauern 
über die Art der Beſetzung einer Lehrerſtelle, alſo ihrer Anſicht über 
dieſe behördliche Amtshandlung Ausdruck gab, fie hiedurch weder ihren 
Wirkungskreis, der ihr ja einen gewifſen Einfluß auf die Beſetzung der 
Lehrerſtellen einräumt, überſchritten, noch beſtehende Geſetze, welche ja 
eine, in anſtändiger Form erfolgende Meinungsäußerung über behördliche 
Amtshandlungen im Allgemeinen nicht ausſchließen, verletzt hat und da 
her für die politiſche Behörde kein geſetzlicher Grund vorlag, vom 
Standpunkte des ſtaatlichen Aufſichtsrechtes der erwähnten Reſolution 
entgegenzutreten.“ -r. 


Die Nichtbefolgung des behördlichen Auftrages zur Vorlegung 
des Aufforſtungsplanes für einen zufolge der in Gemäßheit des 
$ 3 des Forſtgeſetzes erfloſſenen Anordnung aufzuforſtenden 
Waldtheil begründet eine nach der kaiſerl. Verordnung vom 
20. April 1654, N. G. Bl. Nr. 96, ſtrafbare Uebertretung. 


Mit der Entſcheidung des k. k. Miniſteriums des Innern vom 
21. Juni 1881, 3. 17.935, wurde dem Recurſe des Ladislaus O., 
Gutsbeſitzers von K., gegen die Statthaltereientſcheidung vom 4. Februar 
1881, 3. 3359, mit welcher derſelbe in theilweiſer Abänderung des 
Erkenntniſſes der Bezirkshauptmannſchaft in S. vom 1. November 1880, 
3. 5406, unter Anderem wegen Uebertretung des § 3 des Forſtgeſetzes, 
begangen durch die unterlaſſene Aufforſtung abgetriebener Waldtheile 
innerhalb der geſetzlichen Friſt von 5 Jahren, zu einer Geldſtrafe von 
100 fl., zur Tragung der Koſten des Strafverfahrens per 80 fl. 21 kr. 
verurtheilt und demſelben die Wiederaufſorſtung der abgetriebenen Wald— 
theile auſgetragen worden iſt, keine Folge gegeben. 

In Vollziehung dieſer Eutſcheidung hat die Bezirkshauptmannſchaft 
mit dem Beſcheide vom 28. October 1882, 3. 9235, den Ladislaus 
O. aufgefordert, Aufforſtungs-, beziehungsweiſe Wirthſchaftspläne bis 
Ende April 1883 der Bezirkshauptmannſchaſt vorzulegen. 

Dieſem Auftrage kam jedoch O. nicht nach und da er dieſe Unter⸗ 
laſſung auch nicht zu rechtfertigen ſuchte, hat die Bezirkshauptmannſchaft 
den Mehrgenannten mit dem Erkeuntniſſe vom 10. October 1883, 
3. 8949, im Sinne der Beſtimmungen des § 18 des Forſtgeſetzes vom 
3. December 1852 zu einer Geldſtrafe im Betrage von 100 fl. ver 
urtheilt und demſelben zur Vorlage der fraglichen Pläne eine neue Friſt 
bis Ende December 1883 feſtgeſetzt. 

Dem dagegen von O. eingebrachten Recurſe hat die Statthalterei 
mit der Entſcheidung vom 9. December 1884, 3. 32.727, keine Folge 
gegeben und das angefochtene Erkenntniß mit der Modification beſtätigt, 
daß der Recurrent ſich der Uebertretung des § 3 und nicht des § 18 
des Forſtgeſetzes ſchuldig gemacht habe, da der Beſcheid der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft nichts Anderes zum Zwecke hatte, als die Sicherung, 
daß O. die abgetriebenen Waldtheile den Vorſchriften des Forſtgeſetzes, 
ſowie den Anforderungen einer geordneten Waldwirthſchaft entſprechend 
wieder aufforſten wird. Der Recurrent habe ſich ſonach durch die Nicht 
vorlage des fraglichen Aufforſtungsplanes, ohne welchem von einer 
rationellen Wiederaufforſtung der abgetriebenen Schlagflächen keine Rede 
ſein kann, neuerlich der Uebertretung des § 3 des Forſtgeſetzes ſchuldig 
gemacht. 

Schließlich wurde die Bezirkshauptmannſchaft aufgeſordert, dem 
Recurrenten bei Intimirung dieſer Entſcheidung eine neue Friſt zur 
Vorlage der in Rede ſtehenden Pläne feſtzuſetzen und im widrigen 
Falle behufs baldigſter Ausfertigung dieſer Pläne die geſetzlich zuläſſige 
Zwangsmaßregel anzuordnen. 
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Das k. k. Miniſterium des Innern hat über den dagegen ein— 
gebrachten Miniſterialrecurs des Ladislaus O. unterm 31. Auguſt 1886, 
Z. 11.314, folgendermaßen entſchieden: 1 

„Das Miniſterium des Innern ſindet im Einvernehmen mit dem 
k. k. Ackerbauminiſterium dem von Ladislaus O. eingebrachten Recurſe 
im Punkte der Strafe keine Folge zu geben; in dem Thatbeſtande der 
Nichtvorlage des Aufforſtungs- und Wirthſchaftsplaunes jedoch nur die 
nach der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, 
ſtrafbare Nichtbefolgung des gegebenen behördlichen Auftrages zu er⸗ 
kennen, indem die factiſche Fortdauer der Nichtaufforſtung der abgetve- 
tenen Waldtheile, als durch keine Conſtatirung erwieſen, nicht zur Laſt 
gelegt werden kann.“ r. 


Der Jagdinhaber als ſolcher iſt (in Tirol) nicht berechtigt, dem 

mit ſeiner Erlaubniß, aber ohne Jagdkarte Jagenden das Ge: 

wehr abzunehmen: Drohungen, welche nur bezwecken, ihn davon 
abzuhalten, begründen nicht Erpreſſung. 


Der Nichtigkeitsbeſchwerde der Angeklagten Johann Mitterſteiner 
sen. und jun. wurde vom k. k. Caſſationshofe mit Entſcheidung vom 
25. April 1885, Z. 1596, gemäß § 288 St. P. O. ſtattgegeben, 
das Urtheil vom 20. December 1884, 8. 4490, des Kreisgerichtes 
Bozen bezüglich des Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigkeit nach 
§ 98, lit. b St. G. in allen Punkten aufgehoben und beide An— 
geklagte gemäß § 259, Z. 3 St. P. O. von der Anklage bezüglich 
des ihnen zur Laſt gelegten Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigkeit 
nach § 98, lit. b St. G. freigeſprochen. Gründe: Der Ge⸗ 
richtshof erſter Inſtanz hat als erwieſen feſtgeſtellt, daß Valentin 
Platter, Mitpächter des Dornsberger Jagdrevieres, im Herbſte 1882 
dem Angeklagten Johann Mitterſteiner sen. auf fen Bitten die Er- 
lanbuiß ertheilte, allein oder in Geſellſchaft auf Eichhörnchen zu jagen; 
daß Valentin Platter am 15. September 1884 die beiden Augeklagten 


Johann Mitterſteiner sen. und jan. im erwähnten Jagdreviere bei der 


Ausübung der Jagd auf Eichhörnchen „betreten“ hatte; daß er ſofort 
dem Johann Mitterſteiner sen. das Gewehr abnehmen wollte, was Letz⸗ 
terer nicht zuließ, weshalb zwiſchen beiden Männern um den Beſitz des 
Gewehres eine Balgerei entſtand, bei welcher Johann Mitterſteiner sen. 
zu Boden kam, ohne das Gewehr loszulafſen und ſich zuerſt auf's 


Bitten verlegte, indem er dem Platter Schnaps und Geld verſprach, 


wenn dieſer das Gewehr freigebe, da jedoch dieſes nichts fruchtete, er 
ſeinem Sohne zurief, er möge ſich mit dem Laden des anderen Ge 
wehres beeilen; daß Johann Mitterſteiner jun. dieſer Aufforderung 
nachkam und, nachdem er geladen hatte, dem Valentin Platter zurief: 
„Jetzt laß ihn (den Vater) los, ſouſt ſchnellt's“, und daß Platter, der 
ſelbſt unbewaffuet war, hierauf aus Beſorgniß für ſeine körperliche 
Sicherheit und ſein Leben thatſächlich von der Wegnahme des Ge— 
wehres abließ. 

Der Gerichtshof erſter Inſtanz hat weiter ausgeſprochen, daß die 
beiden Angeklagten durch dieſe Thathandlung ſich des Verbrechens der 
öffentlichen Gewaltthätigkeit durch Erpreſſung im Sinne des § 98 h 
St. G. ſchuldig gemacht haben, zumal ſie, wenn auch nicht als Wild⸗ 
diebe, indem ſie die Erlaubniß zur Jagd auf Eichhörnchen erhalten 
hatten, doch wegen des mangeluden Beſitzes von Jagdkarten immerhin 
als Jagdexcedenten zu betrachten ſind, denen gegenüber der Jagdpächter 
nach der Gubernialverordnung vom 31. Auguſt 1846, 3. 21.854 
(S. 287 der Prov.⸗Geſetzſammlung für Tirol, Band XXXIII), zur 
Abnahme des Gewehres berechtigt war. 

In der dagegen von beiden Angeklagten eingebrachten Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde, inſoweit dieſelbe auf den § 281, Z. 9 a St. P. O. ge 
gründet wird, wurde geltend gemacht, daß, wenn Valentin Platter die 
zwei ihm wohlbekannten Angeklagten, denen er ſelbſt die Jagd aus⸗ 
drücklich erlaubt hatte, im Jagdreviere begegnete, er nicht berechtigt 
war, ihnen mit Gewalt die Gewehre zu entreißen; er durfte ſie nicht 
einmal als Jagdexcedenten behandeln, bevor er ſich nicht überzeugt 
hatte, daß ſie ſich nicht im Beſitze von Jagdkarten befanden; es ſei gar 
nicht feſtgeſtellt worden, daß Platter ſie darum befragt hätte. Platter 
ſei übrigens kein beeideter Jagdaufſeher, und Gewalt gegen die Perſon 
dürfe nur von den ſtaatlichen Organen angewendet werden. Selbſt nach 
dem Jagdpatente vom 28. Februar 1786 war es dem Platter nicht 
erlaubt, durch eine Gewaltthat Beſitz der Gewehre zu ergreifen; die An⸗ 
geklagten durften ſich gegen dieſes rechtswidrige, gewaltthätige Vorgehen 
zur Wehre ſetzen und, ſoweit dieſes nothwendig war, auch Gewalt an⸗ 


wenden; wenn eine Drohung ausgeſtoßen wurde, jo war dieſes nur eine 
erlaubte Selbſtvertheidigung. . 

Zur Eutſcheidung über dieſen Punkt der Nichtigkeitsbeſchwerde 
und zur Beantwortung der Frage, ob der Gerichtshof, indem er ſeine 
thatſächlichen Feſtſtellungen unter das Verbrechen des 5 98 b St. G. 
ſubſumirte, ſich in einem Rechtsirrthume befunden habe, iſt vor Allem 
zu unterſuchen, ob Valentin Platter in der Eigenſchaft eines Mit— 
pächters und gleichzeitigen Privat-Jagdaufſehers des Dornsberger Jagd⸗ 
revieres berechtigt war, den Angeklagten die Gewehre abzunehmen; denn 
war er hiezu nicht berechtigt, ſo war ihre Handlungsweiſe, um ſich im 
Beſitze der Gewehre zu erhalten und die Bedrohung, um ihn zu 
zwingen, die Abnahme der Gewehre zu unterlaſſen, eine berechtigte und 
daher nicht geeignet, das erwähnte Verbrechen der Erpreſſung zu bilden, 
indem, wenn die „Leiſtung, Duldung oder Unterlaſſung“, wovon im 
§ 98 b die Rede iſt, eine ſolche war, auf welche der Angreifer ein 
Recht hat, das Verbrechen der Erpreſſung nicht vorhanden iſt, da das— 
ſelbe eine unbefugte, widerrechtliche Handlungsweiſe vorausſetzt. 

Nach den Feſtſtellungen der erſten Inſtanz wäre die Berechtigung 
zur Abnahme der Gewehre in der Gubernialverſammlung vom 31. Auguſt 
1846, 8. 21.854, gelegen geweſen, weil die Angeklagten zwar 
nicht als Wilddiebe, ſondern wegen des mangelnden Beſitzes von Jagd⸗ 
karten immerhin als Excedenten zu betrachten waren. 

Dieſe geſetzliche Subſumtion muß jedoch als unrichtig bezeichnet 
werden. Schon der § 18 des Patentes von 28. Februar 1786 
(Sammlung der Verordnungen und Geſetze Kaiſer Joſeph's II. vom 
Jahre 1786, VI. Theil, S. 83) beſtimmt, daß Niemand in einem 
fremden Wildbaune, außer auf der Straße oder dem Fußſteige, ſich 
mit einem Gewehre oder Fang- und Hetzhunde betreten laſſen darf. 
Die Uebertreter dieſes Verbotes ſollen eingezogen und beſtraft werden. 
Laut Gubernialbekauntmachung vom 2. October 1789 haben Seine 
Majeſtät vermittelſt eines Hofdeeretes vom 17. September 1789 Allerhöchſt 
zu erklären geruht, daß nur jenen Unterthanen, die in einem fremden 
Wildbanne außer der Straße oder in einer Wilddieberei mit Feuer: 
gewehr wirklich betreten, oder ſonſten auch eines anderweitigen geſetz— 
widrigen Gebrauches des Feuergewehres ſtandhaft überwieſen ſind, das 
bei deren Händen vorfindige Gewehr ohneweiters abzunehmen und zu 
confisciren ſei. 

Vorſtehender Gubernialerlaß wurde zufolge einer Hofkanzlei— 
verordnung vom 20. Auguſt 1846, 8. 18.690, mit Gubernial— 
verordnung vom 31. Auguſt 1846, 8. 21.854 (Prov.⸗Geſetzſammlung 
für Tirol, Band XXXIII für das Jahr 1846, S. 287), neuerlich 
bekanntgemacht mit folgender Erläuterung: Dem Jagdinhaber, Jagd— 
pächter und dem von demſelben aufgeſtellten Jäger ſteht das Befugniß 
zu, jenen Uunterthanen, die fie in ihrem Wildbaune außer der Straße 
mit Feuergewehr wirklich betreten, das in ihren Häuden befindliche 
Gewehr abzunehmen; der Jagdinhaber, Jagdpächter oder deren Jäger 
find jedoch verpflichtet, das abgenommene Feuergewehr ſogleich der 
politiſchen Obrigkeit zu übergeben, welche das vorgeſetzte Kreisamt hievon 
in die Kenntniß und in den Stand zu ſetzen hat, wegen Unterſuchung 
und Beſtrafung des Uebertreters nach Vorſchriſt des § 18 des a. h. 
Jagdpatentes vom 28. Hornung 1786 vorzugehen. In dieſer Ver⸗ 
ordnung, welche ebeufalls ausdrücklich nur von dem Falle ſpricht, wenn 
Jemand mit einem Fenuergewehre in einem fremden Jagdgebiete „betreten“ 
wird, was von Perſonen, die mit Bewilligung und Erlaubniß des 
Jagdinhabers ſich im Jagdgebiete befinden und dort begegnet werden, 
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nicht geſagt werden kann, iſt von den erſt mit der Statthalterei-Kund⸗ 
machung vom 5. März 1872, L. G. Bl. Nr. 12, für Tirol ein⸗ 


geführten Jagdkarten, worüber mit der weiteren Statthalterei-Kund⸗ 
machung vom 14. October 1875, L. G. Bl. Nr. 63, noch beſondere 
Normen ertheilt wurden, ſelbſtverſtändlich keine Rede; es iſt daher 
gegen das Geſetz, wenn man den in dieſen Kundmachungen ausdrücklich 


bezeichneten öffentlichen Organen, denen die Befugniß, die Jagdkarte 


zur Einſicht abzuverlangen und den Jagdexcedenten die Gewehre ab- 
zunehmen, eingeräumt wurde, auch die Jagdinhaber, Jagdpächter und 
die von demſelben auf Grund des § 14 der Miniſterialverordnung vom 
15. December 1852, R. G. Bl. Nr. 257, beſtellten ſachkundigen, un⸗ 
beeideten Aufſeher mit Bezugnahme auf die vorerwähnte Gubernial— 
verordnung vom 31. Auguſt 1846 beizählt, welche Verordnung nicht den 


in der Statthalterei-Kundmachung vom 5. März 1872 vorgeſehenen 


Fall des Nichtbeſitzes einer Jagdkarte, ſondern einen ganz anderen und 
davon weſentlich verſchiedenen Fall, nämlich jenen der Betretung mit 


einem Feuergewehre in einem fremden Wildbanne außer der Straße 
zum Gegenſtande hat. 

Valentin Platter war ſohin weder nach der Statthalterei-Kund—⸗ 
machung vom 5. März 1872, da er mit keinem öffentlichen Charakter 
bekleidet iſt, noch nach der Gubernialverordnung vom 31. Auguſt 1846, 
da er den Angeklagten die Erlaubniß zur Jagd ertheilt hatte, zur Ab— 
nahme der Gewehre berechtigt, es iſt auch gar nicht feſtgeſtellt, daß er 
die Angeklagten aufgefordert hätte, die Jagdkarten vorzuzeigen, und daß 
er wegen Abganges derſelben mit der Abnahme der Gewehre vorgehen 
wollte. Die Bedrohung derſelben, um die Unterlaſſung dieſer Abnahme 
zu erzwingen, begründet daher nicht das Verbrechen der Erpreſſung 
und wurde nur aus einem Rechtsirrthume als dieſes Verbrechen im 
Sinne des § 98, lit. b St. G. erklärt, die dagegen eingebrachte 
Nichtigkeitsbeſchwerde nach Punkt 9 a des § 281 St. P. O. war 
daher als begründet zu erklären. 

Da im Ulebrigen der Caſſatioushof keine Thatſachen feſtgeſtellt 
fand, welche eine andere zur Zuſtändigkeit der Gerichte gehörige ſtraf— 
bare Handlung begründen und da unter den gegebenen Verhältniſſen 
die Feſtſtellung von derlei Thatſachen auch nicht zu veranlaſſen war, 
wurde unter Stattgebung der Nichtigkeitsbeſchwerde mit der Frei— 
ſprechung der beiden Angeklagten im Sime des §8 288, 3. 3 
St. P. O. vorgegangen. 


Titeratur. 


Dr. H. Ritter von Hankiewicz, Miniſterialrath im k. k. Finanz⸗ 
miniſterium: Die öſterreichiſchen Pension und Proviſionsvor⸗ 
ſchriften für Civil-Staatsbedienſtete. Syſtematiſch dargeſtellt. Zweite, 
mit Benützung der Originalacten neu bearbeitete Auflage. Wien, Manz, 1886. 

Während die erſte Auflage (1862) obigen Werkes ein kurzgefaßtes Hand⸗ 
und Nachſchlagebuch der oberwähnten Vorſchriften war, welches in Ergänzung 
damals ſchon beſtandener Lücken vieler älteren Werke die ziemliche hinzugewach—⸗ 
ſene Anzahl neuerer Vorſchriften in origineller Weile nach alphabetiſchen 
Schlagworten überſichtlich zuſammenſtellte, ſodaun auch die intereſſanten 
Emeritalnormen des beſtandeuen Freiſtaates Krakau als weniger allgemein be— 
kannt und bei Beurtheilung der Penſiousanſprüche der ehemaligen freiſtaatlichen 
Beamten und ihrer Angehörigen nothwendig auſchloß: iſt dieſe zweite Auflage 
mehr ein eigenes ſelbſtſtandiges Werk, nach einem weit umfaſſenderen und — 
ſagen wir es gleich — zweckdienlicheren Plaue mit Sorgfalt ausgefiihrt, welches 
in der behandelten Materie von nun an ebenſo und in mancher Beziehung noch 
mehr grundlegend fein wird, als das für feine Zeit mit Recht geſchatzte Werk 
des Hofrathes Vincenz Schwabe: „Das allgemeine öſterreichiſche Penſions⸗ und 
Proviſionsſyſtem“ (1844), deſſen Ungenauigkeiten im Detail der Verfaſſer ſtellen⸗ 
weiſe aufzeigt und berichtigt. Der Verfaſſer war bemüht, aus den Archiven und 
Regiſtraturen der Centralſtellen das bezügliche Quellenmaterial mit der erwünſchten 
Vollſtändigkeit und Verläßlichkeit derart zu ſammeln und zu ſichten, daß in dieſer 
Richtung jeder noch ſo kritiſchen Anforderung entſprochen werden konnte. Durch 
die Scheidung in zwei Theile, in deren erſtem die ſyſtematiſche Darſtellung 
der Vorſchriften erſchöpfend gegeben und in dem zweiten die Normen ſelbſt 
theils ganz, theils in den zum Gebrauche hinreichenden wortgetreuen Auszügen 
angeführt ſind, wird die Benützbarkeit des Buches in hohem Grade gefördert und 
ein Hauptmangel vieler Schriften ähnlicher Art vermieden, worin Darſtellung des 
Autors und Quellenmaterial kunterbunt durch einander läuft, und man ſich in 
dem Gewirr von Text- und Fußnoten über Eines und das Andere nur mit großer 
Mühe zu orientiren vermag. RI. 


Geſetze und Berordnungen. 
1886. I. Semeſter. 


Landesgeſetzblatt für das Herzogthum Krain. 

V. Stück. Ausgeg. am 13. April. — 9, Kundmachung des k. k. Landes⸗ 
präſidenten für Krain vom 12. April 1886, Z. 863 Präſ., betreffend die Be⸗ 
deckung des Erforderniſſes des Landesfondes für das Jahr 1886. 

VI. Stück. Ausgeg. am 25. Mai. 10. Kundmachung der k. k. Landes- 
regierung in Krain vom 11. Mai 1886, Z. 1136, Präſ., betreffend die Geſchäfts⸗ 
ordnung der Aufforſtungscommiſſion für das Karſtgebiet des Herzogthumes Krain. 

VII. Stück. Ausgeg. am 29. Mai. — 11. Geſetz vom 30. April 1886, 
mit welchem der § 41 des Landesgeſetzes vom 9. März 1879, 3. 13, abgeän dert 


wird. — 12. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Krain vom 14. Mai 


1886, 3. 1181 Präf., betreffend die zur Bedeckung des Landesbeitrages zum 
Erforderniſſe des Grundentlaſtungsfondes für das Jahr 1886 einzuhebenden Um⸗ 
lagen auf die directen Steuern und auf die Verzehrungsſteuer vom Weine, Wein⸗ 
und Obſtmoſte und vom Fleiſche. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das 
Küſtenland. 

I. Stück. Ausgeg. am 15. Jänner. — 1. Kundmachung der k. k. küſten⸗ 
ländiſchen Statthalterei vom 5. Jänner 1886, betreffend die Landesumlagen für 
den Grundentlaſtungs⸗ und Landesfond der Markgrafſchaft Iſtrien pro 1886. 

II. Stück. Ausgeg. am 2. Februar. — 2. Kundmachung der k. k. küſten⸗ 
ländiſchen Statthalterei vom 25. Jänner 1886, betreffend die Landesumlagen für 
den Landes- und Grundentlaſtungsfond der gefürſteten Grafſchaft Görz und 
Gradisca pro 1886. 

III. Stück. Ausgeg, am 7. Februar. — 3. Kundmachung der k. k. küſten⸗ 
ländiſchen Statthalterei vom 31. Jänner 1886, betreffend die Heeresergänzung 
für das Jahr 1886. 

IV. Stück. Ausgeg. am 21. Mai. 4. Geſetz vom 4. Mai 1886, womit 
der 8 53 des mit dem Geſetze vom 30. December 1869, L. G. Bl. Nr. 4 ex 
1870, kundgemachten Gemeindeſtatutes für die Stadt Rovigno abgeändert wird. 

V. Stück. Ausgeg. am 28. Mai. 5. Landesgeſetz vom 7. Mai 1886, 
mit welchem die zwei neuen Ortsgemeinden Veglia und Ponte gebildet werden. 

VI. Stück. Ausgeg. am 10. Juni. 6. Geſetz vom 7. Mai 1886, 
betreffend die Bauordnung für die Landeshauptſtadt Görz, einſchließlich der 
Kataſtralgemeinden Grafenberg, Preſtau und Roſenthal. 


öſterreichiſch⸗illyrifche 


Landes⸗Geſetz- und Verordnungsblatt für Dalmatien. 


IJ. Stück. Ausgeg. am 8. Jänner. — 1. Kundmachung der k. k. dalma⸗ 
tiniſchen Statthalterei vom 9. December 1885, Z. 18.741, an alle k. k. Bau⸗ 
Bezirkshauptmannſchaften des Landes über die Einſtellung der monatlichen periv- 
diſchen Straßenbereiſungen und Vorſchriften über die Dienſtreiſen des Bauperſo⸗ 
nales im Allgemeinen. 

II. Stück. Ausgeg. am 1. Februar. — 2. Verorduung der k. k. dalma⸗ 
tiniſchen Statthalterei vom 3. Jäuner 1886, Z. 19.746, an alle k. k. Bezirks⸗ 
hauptmänner und exponirten Commiſſäre über die Regelung der Sperr⸗ oder 
Polizeiſtunde. 

III. Stück. Ausgeg. am 5. Februar. — 3. Kundmachung der k. k. dalma⸗ 
tiniſchen Statthalterei vom 31. December 1885, Z. 23.364, betreffend die 
Bemeſſung der täglichen Taxe für die Pflege der Kranken in den öffentlichen 
Spitälern Dalmatiens für das Jahr 1886. — 4. Kundmachung der k. k. dal⸗ 
matiniſchen Statthalterei vom 31. December 1885, 3. 23.563, betreffend die 
Einhebung der Umlagen für den dalmatiniſchen Landesfond für das Jahr 1886. 
— 5. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 30. Jänner 1886, 
Z. 2266 II, womit die für die regelmäßige Militärſtellung im Jahre 1886 be⸗ 
ſtimmten Stellungs⸗(Aſſent⸗„Stationen und Tage kundgemacht werden. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Statthalter in Dalmatien FM. Karl von 
Blaiekovic die Würde eines geheimen Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Lan dmarſchall des Erzherzogthumes Nieder⸗ 
öſterreich Chriſtian Grafen Kinsky die Würde eines geheimen Rathes tarfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Miniſterial⸗ 
rathes bekleideten Statthaltereirath in Lemberg Dr. Eduard Rittner zum 
Miniſterialrathe im k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht ernannt und 
dem Statthaltereirathe Dr. Erich Wolf und Sectionsrathe Vincenz Grafen 
Baillet de Latour taxfrei den Titel und Charakter eines Miniſterialrathes 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit dem Titel eines Hofrathes bekleideten 
Statthaltereirathe Johann Ritter Gebell von Ennsburg in Graz are 
läßlich deſſen Penſionirung das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberrechnungsrathe der kraineriſchen Landes- 
regierung Joſeph Staudacher anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines 
Regierungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Finanzrath Gotthard Dubsky zum Ober- 
finanzrathe der Prager Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Oberamtscontrolor des Hauptzollamtes zu 
Wien Jakob Forſt den Titel und Charakter eines Zoll⸗Oberamts⸗Vicedirectors 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Baurathe Gebhard Mehele in Feldkirch 
anläßlich deſſen Penſionirung das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe im k. k. Oberſthofmeiſter⸗ 


ante Karl Bayer den Titel und Charakter eines Oberrechnungsrathes tarfrei 
verliehen. 
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Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten im Finanzminiſterium 
Friedrich Tuſch Ritter von Thal zum Rettenthurm tarfrei den Titel und 
Charakter eines Rechnungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Conceptsaſpiranten Peter Grafen Szapäry 
und Elemer von Lonyay zu unbeſoldeten Geſandtſchafts⸗Attaches ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Controlor der Fiuanz⸗Landescaſſe in Inns⸗ 
bruck Karl Reiß zum Director dieſer Caſſe ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Finanzobercommiſſäre Adalbert Schleſinger 
und Karl Freiherrn von Speus⸗Booden, dann den Finanzſeeretär Heinrich 
Koch zu Finanzräthen der Prager Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat dem Finanzobercommiſſär Cornelius Pronay 
de Thot Prona und Blatnicza die beim k. k. Hauptzollamte in Boden⸗ 
bach⸗Teſchen erledigte Finanzrathsſtelle verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Adjuncten beim Miniſterial-Zahlamte Karl 
Schwarz zum Hauptcaſſier dieſes Amtes ernannt. 

Der Handelsminiſter hat die Miniſterial⸗Concipiſten Max von Zerboni di 
Spoſetti und Franz Freiherrn von Buſchman zu Minifterial-Vicefecretären 
im Handelsminiſterium ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Bauadjuncten der Seebehörde in Trieſt 
Alfred Ritter von Purſchka zum Ingenieur dieſer Behörde ernannt. 


Erledigungen. 

Steuereiunehmersſtelle in der neunten Rangsclaſſe in Niederöfterreich 
gegen Caution, bis 21. December. (Amtsbl. Nr. 268.) 

Verwaltersſtelle in der neunten, eventuell Controlors- oder Officialsſtelle 
in der zehnten oder Aſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe bei den Verzeh⸗ 
rungsſteuer⸗Linienämtern in Wien, bis 20. December. (Amtsbl. Nr. -69.) 

Oberbaurathsſtelle in der ſechsten Rangsclaſſe, eventuell Baurathsſtelle in 
der ſiebenten Rangsclaſſe bei der k. k. Statthalterei in Innsbruck, bis 7. De- 
cember. (Amtsbl. Nr. 269.) 

Oberingenieursſtelle in der achten, eventuell Ingenieursſtelle in der neunten, 
eventuell Bauadjunctenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, bis Mitte December. 
(Amtsbl. Nr. 272.) 

Bergarztesſtelle in Idria in der zehnten Rangsclaſſe und Reiſepauſchale 
per 400 fl. nebſt Naturalquartier, bis 20. December. (Amtsbl. Nr. 272.) 


Auszug aus dem Verlags-Catalog 


der 


MANZ’schen k. k. Hof- Verlags- und Universitäts- 
Buchhandlung in Wien, I., Kohlmarkt 7. 


a) Manz’sche Taschen-Ausgabe der österr. Gesetze. 


Erster Band: Gesetze und Vorschriften für Gewerbe-, Fabriks- und 
Handels- Unternehmungen. I. Gewerbeordnung mit allen einschlägigen 
Gesetzen und Verordnungen. 3. Auflage. 1886. (VI, 400 S.) II. Privilegien- 
gesetz. Marken- und Musterschutzgesetz. Hausirpatent. Gesetz für Handels- 
agenten. Handelskammern. Vereinsgesetz. Versicherungs-, Erwerbs- und 
Wirthschaftsgenossenschafts-Gesetz. 10. Auflage. (IV, 243 S.) kl. 8. 2 fl. 
in englische Leinwand gebunden 2 fl. 50 kr. 

Zweiter Band: Das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch für das Kaiser- 
thum Oesterreich. sammt allen dasselbe ergänzenden und erläuternden Ge- 
setzen und Verordnungen und den Entscheidungen des Obersten Gerichts- 
hofes. 11. vermehrte Auflage. kl. 8. 1883. (VIII, 562 S.) 2 ul 
in englische Leinwand gebunden 2 fl. 50 kr. 

Dritter Band: Die Vorschriften über Kechtsangelegenheiten ausser 
Streitsachen. I. Das Verfahren ausser Streitsachen nach dem kaiserlichen 
Patente v. 9. August 1854, dann die Bestimmungen über Todeserklärung 
und Amortisirung von Urkunden nebst einem Anhange (Feilbietungsordnung, 
Mitwirkung der Gemeinden und ihrer Vorsteher bei Rechtsangelegenheiten 
ausser Streitsachen und Mitwirkung der Gerichte bei Bemessung und Ein- 
hebung der Verlassenschaftsgebühren). — II. Die Notariatsordnung sammt 
den ergänzenden und erläuternden Gesetzen und Verordnungen unter An- 
führung einschlägiger Entscheidungen des Obersten Gerichtshofes. 9. Aufl. 
1885. (IV, 125 S.) III. Gesetze und Verordnungen über das civilgericht- 
liche Depositenwesen und die gemeinschaftlichen Waisencassen. 10. Aufl. 
1885. (IV, 117 S.) kl. 8. 2 fl. 
in englische Leinwand gebunden 2 fl. 50 kr. 

Vierter Band: Das Strafgesetz über Verbrechen, Vergehen und 
Uebertretungen vom 27. Mai 1852, und das Pressgesetz vom 17. De- 
cember 1862, sammt den ergänzenden und erläuternden Gesetzen und Ver- 
ordnungen, unter Anführung einschlägiger Beschlüsse und Entscheidungen 
des Obersten Gerichts- und Cassationshofes. 15. Aufl. kl. 8. 1884. (XII, 
565 und 20 8.) 2 fl. 30 kr. 
in englische Leinwand gebunden 2 fl. 80 kr. 

Fünfter Band: Die Strafprocessordnung vom 23. Mai 1873, und die 
Instructionen für die Strafgerichte und Staatsanwaltschaften, sammt den 
ergänzenden und erläuternden Gesetzen und Verordnungen, unter Anführung 
einschlägiger Beschlüsse und Entscheidungen des Obersten Gerichts- und 
Cassa tionshofes. 7. Aufl. kl. 8. 1886. (XIII, 592 S.) 2 fl. 30 kr 
in englische Leinwand gebunden 2 fl. 80 kr, 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkeuntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 31 der Erkenntniſſe 1886. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


